




der liberalen und demokratischen Parteien der Euro-
päischen Gemeinschaft. Nach der ersten Direktwahl
folgten die grünalternativen Parteien (1980) und die
Regionalparteien (1981) mit ähnlichen Zusammen-
schlüssen. Die in diesem Rahmen etablierten Organi-
sationen stellen gewissermaßen Dachverbände auf
europäischer Ebene dar, jedoch keine neue Hierar-
chieebene. Infolgedessen beeinträchtigen sie auch
nicht die Autonomie der nationalen Mitgliedspar-
teien.

Zu Beginn der 1990er Jahre verlieh einmal mehr
eine konstitutionelle Reform den europäischen Par-
teien neuen Schub und leitete eine Professionalisie-
rungsphase ein. Mit der Verankerung des so genann-
ten Parteienartikels im Maastrichter EG-Vertrag
wurde den politischen Parteien auf europäischer
Ebene eine wichtige Rolle für die Integration zuge-
schrieben und ihre Bedeutung für europäisches Be-
wusstsein sowie die politische Willensbildung hervor-
gehoben. Der neue Vertragspassus führte sowohl zu
organisatorischen Reformen als auch zu einer Aus-
weitung der transnationalen Parteienkooperation –
nicht zuletzt im Rahmen einer „Brückenfunktion“
für die Parteien aus den mittel- und osteuropäischen
Transformationsstaaten. Geklärt waren zu diesem
Zeitpunkt jedoch weder die Kriterien, die eine politi-
sche Partei auf europäischer Ebene rechtlich definier-
ten, noch deren Finanzierungsgrundlagen. Letzteres
hat seit den 1980er Jahren erhebliche Kritik hervor-
gerufen, da die Fraktionen des EPs vielfach mit
ihren Geldern die europäischen Parteien durch Per-
sonal, Materialien oder Dienstleistungen unterstütz-
ten. Nachdem der 2003 in Kraft getretene Vertrag
von Nizza aber ermöglichte, Anerkennungskriterien
für europäische Parteiorganisationen festzulegen und
Bestimmungen über ihre Finanzierung mit qualifi-
zierter Mehrheit zu erlassen, erfolgte mit der am 15.
Februar 2004 in Kraft getretenen „Verordnung (. . .)
über die Regelungen für die politischen Parteien auf
europäischer Ebene und ihre Finanzierung“ eine
grundlegende Klärung dieser Punkte.

Strukturen und Finanzierung
europäischer Parteien

Damit eine Vereinigung oder ein Bündnis als politische
Partei auf europäischer Ebene anerkannt wird, muss
sie vier Kriterien erfüllen: 1) Sie muss formal Rechts-
persönlichkeit in dem EU-Staat besitzen, in dem sie
ihren offiziellen Sitz hat. 2) Darüber hinaus muss sie in
wenigstens einem Viertel der Mitgliedstaaten mit Ab-
geordneten des EPs oder der nationalen bzw. regiona-
len Parlamente vertreten sein. Alternativ wird aner-
kannt, wenn bei der jeweils letzten Europawahl in

einem Viertel der Mitgliedsländer mindestens
drei Prozent der Stimmen erzielt wurden.
3) Ihre Zielsetzungen und Aktivitäten müssen
zudem die Grundsätze, auf denen die Euro-
päische Union (EU) basiert, respektieren.
4) Schließlich muss die Absicht verfolgt wer-
den, an Wahlen zum EP teilzunehmen. Legt
man diesen Kriterienkatalog zugrunde, ent-
sprachen Ende 2008 insgesamt zehn Grup-
pierungen den Anforderungen an eine euro-
päische Partei.

Diese zehn europäischen Parteien (siehe
Tabelle 1) lassen sich grob in zwei Haupt-
gruppen unterteilen. Der Gründungsimpuls
der ersten fünf Parteiorganisationen (SPE,
EVP, ELDR, EGP und EFA) reicht bis zur
ersten Wahlperiode des EPs – in den ersten
drei Fällen auch weiter – zurück. Alle fünf
Parteiorganisationen haben vergleichsweise
dauerhafte Kooperationsstrukturen auf euro-
päischer Ebene etabliert. Sie sind in fast allen
EU-Staaten mit nationalen Mitgliedsparteien
vertreten und kooperieren in der Regel enger
mit einer Fraktion des Parlaments (Ausnah-
men bei EGP und EFA). Zu diesen fünf euro-
päischen Parteien sind seit 2004 weitere fünf
Parteiorganisationen hinzugekommen, deren
Gründungsimpuls im Wesentlichen auf die
Verordnung aus dem Jahr 2004 zurückgeht.
Während vor allem die EL, aber auch EDP,
AEN und EUD mittlerweile ebenfalls dauer-
haftere Strukturen etabliert haben, sind diese
bei der gegenwärtig offensichtlich in einem
Erosionsprozess befindlichen ADIE noch
ebenso wenig absehbar wie bei der aus der iri-
schen Bürgerinitiative gegen den Vertrag von
Lissabon hervorgegangenen Libertas-Partei.
Die europäischen Parteiorganisationen der
zweiten Gruppe besitzen zudem nicht in glei-
chem Maße Verbindungen zu allen Mitglied-
staaten der EU.

Mit der 2004 in Kraft getretenen EG-Ver-
ordnung wurde ferner geregelt, dass die fi-
nanzielle Förderung der europäischen Partei-
en zu überwiegendem Teil aus Mitteln des
EU-Haushalts erfolgt. Hatten die Zuwen-
dungen für die satzungsgemäß anerkannten
europäischen Parteien im Jahr 2004 insgesamt
noch 4,7 Mio. Euro betragen, so erhöhte sich
die Summe 2007 auf knapp 10 Mio. Euro.
Demgegenüber beliefen sich die Eigenmittel
aus Spenden und Beiträgen der nationalen
Parteien lediglich auf 3,1 Mio. Euro. Diese
Angaben sind von einiger Bedeutung: Die
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Ressourcen der europäischen Parteien wurden erheb-
lich ausgeweitet, wenngleich sie auch im Verhältnis zur
Ausstattung nationaler Parteien weiterhin bescheiden
sind.

Die bereits seit längerem auf europäischer Ebene
etablierten Parteien, die zumeist auf Grundlage des
belgischen Vereinsrechts mit Sitz in Brüssel gegründet
wurden, weisen mittlerweile ein differenziertes organi-
satorisches Gerüst auf. Sie haben ihre Arbeitsstruktu-
ren auf ähnliche Grundlagen gestellt, die sich aber hin-
sichtlich der Kompetenzen, der Abstimmungsquoren
sowie der Befugnisse im Detail unterscheiden. 3 Mit-
glieder der europäischen Parteien sind nationale Par-
teien, die sich in einigen Fällen auf die EU-Staaten be-
schränken, in anderen Fällen ganz Europa umfassen.
Das formal höchste Beschluss fassende Gremium ist
der Kongress (bei der EFA „Generalversammlung“).
Darüber hinaus gibt es in jeder europäischen Partei
einen – unter verschiedenen Bezeichnungen firmieren-
den – Vorstand sowie ein Sekretariat. Zunehmend an
Bedeutung gewinnen die Konferenzen der Partei- und
Regierungschefs, die im Vorfeld von Sitzungen des
Europäischen Rats wichtige Impulse geben, formal
aber nur in den Statuten der SPE verankert sind. Diese
Gremien werden, je nach Parteiorganisation, ergänzt
durch Kommissionen, Parteiräte, themenbezogene Ar-

beitsgruppen und Vorfeldorganisationen wie etwa Ju-
gend- und Frauenverbände.

Den Kongress bilden Delegierte, deren Anzahl sich
nach den Europawahlergebnissen bzw. nach der Stärke
der jeweiligen Fraktion im EP richtet, aber auch die
Größe des jeweiligen Mitgliedstaats besonders berück-
sichtigen kann. Dem Kongress obliegen die Festlegung
der Parteistatuten und der politischen Leitlinien, die
Verabschiedung eines gemeinsamen Wahlprogramms
und die Wahl des Vorstands (Ausnahme EGP). Die
Zusammensetzung des Vorstands und die Anzahl der
Vorstandsmitglieder variieren stark. Auffällig ist, dass
im politischen Alltag der europäischen Parteiorganisa-
tionen zumeist Konsensentscheidungen dominieren –
selbst wenn Mehrheitsabstimmungen prinzipiell mög-
lich sind.

Funktionen und Aktivitäten
europäischer Parteien

Die praktische Arbeit der europäischen Parteiorganisa-
tionen war lange Zeit auf die Ausarbeitung von Pro-
grammen für Europawahlen, auf Absprachen zwischen
einzelnen Mitgliedsparteien und auf den Versuch einer
Schwerpunktsetzung für die Arbeit der Fraktionen im
EP konzentriert. Trotz der personellen, organisatori-
schen und finanziellen Verflechtungen agierten die
Fraktionen jedoch weitgehend autonom und sperrten
sich, Weisungen der europäischen Parteien zu folgen.

Tabelle 1: Europäische Parteien
Mitgliedsparteien Fraktion im EP

Sozialdemokratische Partei Europas
Kürzel: SPE (dt.)/PES (engl.)

33 VM aus 28 Staaten
6 AM/6 B

Sozialdemokratische Fraktion (SPE)

Europäische Volkspartei
EVP (dt.)/EPP (engl.)

47 VM aus 25 EU-Staaten
6 AM/19 B

Europäische Volkspartei und europäische Demokraten
(EVP-ED)

Europäische Liberale und Demokra-
tische Reform-Partei
ELDR (dt. u. engl.)

54 VM aus 35 Staaten
1 B

Allianz der Liberalen und
Demokraten für Europa (ALDE)

Europäische Grüne Partei
EGP (dt. u. engl.)

36 VM aus 32 Staaten
9 B

Die Grünen/Freie Europäische Allianz

Europäische Freie Allianz
EFA (dt. u. engl.)

33 VM aus 16 EU-Staaten
8 B

Die Grünen/Freie Europäische Allianz

Europäische Linke
EL (dt. u. engl.)

19 VM aus 16 Staaten
11 B

Konf. Fraktion der Vereinigten Europäischen Linken/
Nordische Grüne Allianz (GUE/NGL)

Europäische Demokratische Partei
EDP (dt. u. engl.)

7 M aus 7 Staaten Allianz der Liberalen und
Demokraten für Europa (ALDE)

Allianz für ein Europa der Nationen
AEN (dt. u. engl.)

16 M aus 14 Staaten Union für das Europa der Nationen (UEN)

EUDemokraten – Allianz für ein
Europa der Demokratien
EUD (dt. u. engl.)

13 M aus 11 EU-Staaten Unabhängigkeit und Demokratie (IND/DEM)

Allianz der Unabhängigen Demokra-
ten in Europa AIDE (engl.)

zurzeit unklar Unabhängigkeit und Demokratie (IND/DEM)

Stand: Mai 2009; Legende: M = Mitglieder, VM = Vollmitglieder, AM = assoziierte Mitglieder, B = Beobachter.
Quelle: Eigene Zusammenstellung.

3 Vgl. Simon Hix/Christopher Lord, Political Parties in the Eu-
ropean Union, London 1997, S. 54–76.
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Im Zuge der rechtlichen und finanziellen Reformen hat
sich der Funktionskatalog der europäischen Parteien
sukzessive verändert. So widmen die europäischen Par-
teien mittlerweile der Medienarbeit immer größere Auf-
merksamkeit. Dabei spielt das Internet als Plattform
eine zentrale Rolle, um europaweite Informations- und
Kommunikationsstränge zu etablieren. Mittlerweile ge-
lingt es den europäischen Parteien auch besser, konkrete
politische Positionen unter den nationalen Mitgliedspar-
teien abzustimmen, die über allgemeine Positionspa-
piere und Formelkompromisse hinausgehen.

Den neu gewonnenen Funktionen stehen indes wei-
terhin zahlreiche Leerstellen gegenüber. So spielen die
europäischen Parteiorganisationen gegenwärtig weder
bei der Vergabe von wichtigen Ämtern in der Gemein-
schaft noch bei der Kandidatenaufstellung für Wahlen
zum EP eine sichtbare Rolle. Konzeption und operative
Durchführung der Europawahlkämpfe obliegen – trotz
gegenteiliger Ambitionen der europäischen Parteien –
nach wie vor weitgehend nationalen Parteien. Die Ein-
flussnahme auf die Arbeit von anderen europäischen
Institutionen – insbesondere auf Rat und Kommission
– bleibt ebenso begrenzt wie der Anspruch kollektiver
Interessenrepräsentation. Die seit 1979 wiederholt ge-
äußerte Hoffnung, dass die europäischen Parteiorgani-
sationen einen Beitrag zur Minderung des Legitimitäts-
defizits der EU leisten können, ist damit unvermindert
skeptisch zu bewerten. Eine Vermittlung politischer
Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse in der
Breite ist auf absehbare Zeit wohl nicht von den euro-
päischen Parteien zu erwarten.

Aktuelle Tendenzen

Dennoch eröffnen die rechtlichen und finanziellen Re-
gelungen in Verbindung mit den jüngsten Reformen
einen Handlungsrahmen, der die Funktionswahrneh-

mung der europäischen Parteien erheblich zu erwei-
tern vermag. Nach längeren Verhandlungen zwischen
Kommission, Rat und Parlament wurde Ende 2007
eine Neuregelung der finanziellen Möglichkeiten der
europäischen Parteien vereinbart: Fortan können nicht
nur deren Einkünfte zwischen den Jahren übertragen,
sondern auch Rücklagen gebildet werden, so dass eine
weitaus höhere Flexibilität in der finanziellen Planung
möglich wird. Zudem ist nunmehr die Finanzierung
von Wahlkampagnen erlaubt, die den europäischen
Parteien auch die Chance größerer Sichtbarkeit und
stärkerer Mobilisierung im EP-Wahlkampf eröffnet.
Im Jahr 2009 ist dieses Potenzial bisher jedoch kaum
zum Tragen gekommen.

Schließlich wurde in einer weiteren Verordnung die
Anregung des EPs aufgegriffen, europäische politische
Stiftungen zu installieren. Jenseits der Vertretungen na-
tionaler Stiftungen in Brüssel spielten diese auf euro-
päischer Ebene bisher kaum eine Rolle. Die Erwartun-
gen sind aber beträchtlich: Die Verantwortlichen er-
hoffen sich, dass europäische politische Stiftungen
dazu beitragen, kommunikative Defizite zwischen der
Öffentlichkeit und den politischen Institutionen abzu-
bauen, indem sie Debatten über spezifische europä-
ische Themen oder Fragen der europäischen Integrati-
on führen. Politische Stiftungen können darüber hin-
aus als Netzwerke gemeinsame Aktivitäten der
beteiligten nationalen Parteien organisatorisch unter-
stützen und mit eigenen wissenschaftlichen Experten
als eine Art Think-Tank den europäischen Parteien
Vorschläge zur Politikberatung unterbreiten. Schließ-
lich kann durch die Bildungsarbeit der Stiftungen auch
die Rekrutierung und Schulung von Nachwuchskräf-
ten verbessert werden. Rechtlich wurde der Rahmen
dafür abgesteckt, dass im Zuge eines Pilotprojekts bis
August 2008 zahlreiche politische Stiftungen auf euro-
päischer Ebene gegründet wurden. Seit September
2008 hat das EP deren Finanzierung übernommen.

Tabelle 2: Europäische Parteien – Summe der Zuwendungen in Mio. Euro
2004 2005 2006 2007 Eigenanteil

Parteien ’07
Europäische Volkspartei 1,6 2,9 2,9 3,3 1,0
Sozialdemokratische Partei Europas 1,3 2,5 2,6 2,9 1,0
Europäische Liberale und Demokratische Reform-Partei 0,6 0,9 0,9 1,1 0,4
Europäische Grüne Partei 0,3 0,6 0,6 0,6 0,2
Europäische Freie Allianz 0,2 0,2 0,2 0,2 0,08
Europäische Linke 0,2 0,4 0,5 0,5 0,2
Europäische Demokratische Partei 0,3 0,5 0,5 0,5 0,05
Allianz für ein Europa der Nationen 0,2 0,5 0,5 0,3 0,05
EUDemokraten – Allianz für ein Europa der Demokratien – – 0,2 0,2 0,07
Allianz der Unabhängigen Demokraten – – 0,3 0,3 0,08
Gesamtsumme 4,7 8,5 9,2 9,9 3,1
Gesamtzahl geförderter Parteiorganisationen 8 8 10 10

Quelle: Eigene Zusammenstellung basierend auf Angaben des EPs.
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Insgesamt neun europäische Parteien koope-
rieren im Frühjahr 2009 mit politischen Stif-
tungen. Dabei hat es gegenwärtig den An-
schein, dass vor allem die etablierten europä-
ischen Parteien zeitnah umfangreichere
Aktivitäten entwickeln.

Fazit

Obgleich für die nationalen Parteien der
EU-Mitgliedstaaten das eigene politische
System nach wie vor den zentralen Bezugs-
punkt darstellt, haben die vergangenen Jahre
zu einer Verdichtung der transnationalen
Parteienkooperation geführt. Dies führte je-
doch bisher nicht dazu, dass die nationalen
Parteien Kompetenzen abgegeben haben.
Eine europaweite Parteiorganisation im
Sinne einer „Vergemeinschaftung“ nationaler
Kompetenzen ist bisher weder entstanden
noch zeichnet sie sich ab. Vor diesem Hinter-
grund sind gegenwärtig zwei grundlegende
Entwicklungsszenarien denkbar: Die eine
Sichtweise zielt auf den Ausbau der europä-
ischen Arena in Richtung einer „klassischen“
parlamentarischen Wettbewerbsdemokratie. 4

Während die aktuellen Strukturen des EPs
bisher eher auf eine Kooperation der beiden
großen Fraktionen vis-à-vis dem Rat hinaus-
liefen, könnte eine zunehmende Personalisie-
rung durch die Konkurrenz um Ämter zu
einer stärkeren Politisierung der EU führen.
Die im Vertrag von Lissabon vorgesehene
und bereits praktizierte Orientierung bei der
Auswahl des Kommissionspräsidenten am
Ergebnis der Europawahl stellt einen ersten
Schritt in diese Richtung dar, der künftig

auch eine stärkere Einbeziehung der europäi-
schen Parteien zur Folge haben dürfte. Dies
umso mehr, wenn die Debatte um europa-
weite Listen bei Wahlen und ein einheitliches
europäisches Wahlsystem erneut auf die Ta-
gesordnung kommen sollte.

Eine zweite Entwicklungsperspektive re-
kurriert demgegenüber stärker auf das Meh-
rebenensystem der EU und den Netzwerk-
charakter der europäischen Parteien. 5 Geht
man von einer anhaltenden Verknüpfung von
europäischer und nationaler Ebene aus, kön-
nen die europäischen Parteiorganisationen –
in Verbindung mit europäischen politischen
Stiftungen und im Zusammenspiel mit den
nationalen politischen Parteien, den Fraktio-
nen des EPs sowie weiteren Akteuren wie
etwa nationalen Stiftungen – eine wichtige
kommunikative Funktion wahrnehmen,
indem sie die Interaktion zwischen den Ebe-
nen unterstützen. Im Zuge der Beteiligung
einer wachsenden Anzahl von Akteuren in
den transnationalen Parteiarenen könnten so
die „technokratischen“ Eigenarten der EU
reduziert und jenseits der formalen Reprä-
sentations- und Legitimationskette über na-
tionale Parteien neue Mechanismen europä-
ischer Demokratie etabliert werden. Damit
stellt sich aber einmal mehr auch die Frage
nach dem demokratischen Charakter und
der Zukunft der EU, die gegenwärtig offener
denn je erscheint.

Tabelle 3: Politische Stiftungen auf europäischer Ebene
Sozialdemokratische Partei Europas Foundation for European Progressive Studies (FEPS)
Europäische Volkspartei Centre for European Studies (CES)
Europäische Liberale und Demokratische
Reform-Partei

European Liberal Forum (ELF)

Europäische Grüne Partei Green European Foundation (GEF)
Europäische Freie Allianz Centre Maurits Coppieters (CMC)
Europäische Linke Transform Europe
Europäische Demokratische Partei Institute of European Democrats (IED)
Allianz für ein Europa der Nationen EUROPA – Osservatorio sulle politiche dell’unione
EUDemokraten – Allianz für ein Europa der
Demokratien

Foundation for EU Democracy

Quelle: Eigene Zusammenstellung.

4 Vgl. Simon Hix, Parteien, Wahlen und Demokratie
in der EU, in: Markus Jachtenfuchs/Beate Kohler-
Koch (Hrsg.), Europäische Integration, Opladen
2003ƒ, S. 151–180.

5 Vgl. Selen Ayirtman/Christine Pütz, Die Euro-
parteien als transnationale Netzwerke: ihr Beitrag zum
Entstehen einer europäischen Öffentlichkeit, in: Mi-
chèle Knodt/Barbara Finke (Hrsg.), Europäische Zi-
vilgesellschaft. Konzepte, Akteure, Strategien, Wies-
baden 2005, S. 389–407.
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